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Zum Zwecke der Haushaltssanie-
rung sollen Beamte zukünftig nicht
41 Stunden arbeiten, sondern 42
Wochenstunden. Die so erarbeiteten
Stunden sollen dann im Alter abge-
baut werden. So sehen es Pläne der
Landesregierung vor. Damit sollen
160 Millionen Euro eingespart werden.

Ministerpräsident Mappus und Finanz-
minister Stächele legen ein Sparpaket in
Höhe von 500 Millionen Euro auf und füh-
ren die Neuverschuldung um mehr als zwei
Milliarden Euro zurück. Dieser „Drei-
klang“ von Sparen, Konsolidieren und In-
vestieren soll ein starkes Signal einer konse-
quenten, glaubwürdigen und am Wohl des
Landes und seiner Bürgerinnen und Bürger
orientierten Haushaltspolitik darstellen,
welches einerseits konsequent, andererseits
aber ausgewogen und gerecht sei. Keiner
Gruppe, so die Meldung weiter, wird dabei
ein Sonderopfer abverlangt.

Da wurde vorher nicht miteinander ge-
sprochen, noch angehört oder informiert.
Frei nach Gutsherrenmanier wurde dies
einfach verfügt.

Die „Vorgriffsstundenregelung“ für alle
„Ü-50“ ist in der Polizei Baden-Württem-
berg wirklich nichts Neues – denn wir ha-
ben unsere Vorgriffsstunden schon lange
erbracht, indem wir über Jahrzehnte, im
wahrsten Sinne des Wortes, den Kopf hin-
gehalten haben und mit einer Personaldek-
ke, weit von allen Bedarfsberechnungen
(der Sicherheitsplan II sei nur mal so am
Rande erwähnt) mit eine der schlechtesten
Polizeidichten ständig beste Ergebnisse ge-
liefert haben.

Da waren wir aber alle noch jung und ge-
sund. Und jetzt werden wir dafür auch noch
bestraft – z. B. durch Pensionskürzungen,
längere Lebensarbeitszeit und Arbeitszeit-
und Schichtdienstmodelle, bei denen es nur
darum geht, den Dienstbetrieb aufrechtzu-
erhalten. Unter dem Deckmantel Arbeits-
zeitflexibilisierung wurden und werden die-
se als Verbesserungen oder Optimierung
verkauft, sie sind aber ausschließlich aus der
(Personal-)Not heraus geboren und sonst
nichts.

Bei der derzeitigen Belastungssituation
der Polizei in Baden-Württemberg, ist der
Vorschlag einer Vorgriffsstundenregelung
völlig kontraproduktiv und weder gerecht,
glaubwürdig noch ausgewogen.

Richtig ist, dass man den Bürgern vor der
Wahl sagt, wo man nach der Wahl hin
möchte. Doch die Fakten sind andere und
die sollte man dann der Ehrlichkeit halber
auch mitteilen!

Die Polizei des Landes ist überaltert, hat
zu wenig Personal und muss neben Castor,
S21, Fußballeinsätzen und der anhaltenden
Terrorgefährdung auch das Alltagsgeschäft
meistern. Dass bei der Polizei nicht gespart
werden soll, beruhigt uns überhaupt nicht,
denn die Realität zeichnet ein anderes Bild.

Die Großeinsätze der letzten Jahre, wie
die Fußball-WM, der NATO-Jubiläums-
gipfel, die Castor-Transporte, die enorme
Dauerbelastung rund um Stuttgart 21,
Amoklagen wie z. B. in Winnenden oder
Lörrach, die gigantische Personalbelastung
durch die Dauerüberwachung der nach-
träglich aus der Sicherungsverwahrung ent-
lassenen Straftäter, die aktuelle terroristi-
sche Bedrohungslage und vieles, vieles
mehr machen deutlich, dass die Polizei ihre
Belastungsgrenze längst überschritten hat.

Die Streifendienste, aber auch unsere
Bezirks- und Postendienste pfeifen, wie die
Kriminalpolizei, aus dem letzten Loch. Es
wird nahezu Unmögliches von der Polizei
abverlangt und dann kommen solche Spar-
maßnahmen. Dieses ist blanker Hohn.

Wer von den Polizeibeamtinnen und -be-
amten verlangt, dass sie länger arbeiten, der
muss in jungen Jahren dafür sorgen, dass
dies auch machbar ist, das sagt nicht nur der
gesunde Menschenverstand, sondern jeder
Arbeitsmediziner. So wird alles um eine
sinnvolle Gesundheitsprävention zu Sonn-
tags- und Wahlreden degradiert.

Man kann doch nicht allen Ernstes von
Polizistinnen und Polizisten erwarten, dass
sie zukünftig noch eine Stunde mehr im
Schichtdienst arbeiten, noch eine Stunde
mehr in Einsätzen, bei Tatorten etc. ihren
Dienst leisten und somit noch weniger Zeit
zum Entspannen und Ausruhen haben!

„In der Polizei ist PoW fast schon ein
feststehender Begriff, das bedeutet nämlich

Polizist ohne Wochenende, das kann und
darf nicht sein!“

Vielleicht will man so ja auch nur die
Überstundenberge in eine Zeit verlagern,
in der man selbst keine Verantwortung
mehr hat.

Wir brauchen keine längere Wochenar-
beitszeit, sondern mehr Personal. Die ver-
fehlte Einstellungspolitik und falsche Ent-
scheidungen in Sachen Stellenabbau kann
man jetzt nicht durch längere Wochenar-
beitszeiten rückgängig machen.

Die Zusagen, dass man die Stunden im
Alter abbauen kann, zeigen wenig Freude,
denn viel zu viele, die jetzt in der Polizei
sind, haben bei ihrer Einstellung andere
Zusagen erhalten, nämlich Pensionierung
mit 60 und 75% Ruhegehalt vom letzten er-
reichten Statusamt. Das ist heute alles Ge-
schichte! Das Pensionsalter wurde erhöht
und die Ruhegehaltshöhe auf 71,75% vom
letzten Amt reduziert.

Die Polizeibeschäftigten des Landes ha-
ben genügend Sparbeiträge geleistet! Es
muss endlich Schluss sein damit!

RSeid

Vielen Dank, Herr Ministerpräsident,
für dieses Weihnachtsgeschenk

LANDESJOURNAL
SCHÖNE BESCHERUNG

Rüdiger Seidenspinner, GdP-Landesvorsit-
zender. Foto: TM (GdP)
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Sehr zufrieden zeigten sich die
Teilnehmer eines zweiten „Grund“-
Seminars für Seniorenvertreter und
-betreuer in den Kreisgruppen in der
Außenstelle der Akademie der Poli-
zei in Wertheim. Nachdem 2008 ein
erstes Seminar stattgefunden hat-
te, sollten nun in einem weiteren
Kollegen und Kolleginnen informiert
werden, die entweder neu in einer
solchen Funktion sind oder aber
das erste Seminar nicht besuchen
konnten. In zwei sehr informativen
Tagen nahmen sie eine Menge In-
formationen und Anregungen für ih-
re Arbeit vor Ort mit nach Hause.

Für den amtierenden Landessenioren-
vorstand (LSV) ist die Seniorenarbeit
und die Betreuung der „Ruheständler“ in
den Kreisgruppen ein wichtiges Anlie-
gen. Deshalb war dies auch der Schwer-
punkt der Veranstaltung.

Der Landesseniorenvorsitzende H.
Werner Fischer und das Mitglied des
LSV, Erwin Müller, gaben dann auch vie-
le entsprechende Hinweise für die Arbeit
der Mitgliederbetreuung vor Ort; die
Entwicklung von Rente und Beamten-
versorgung; die Dienstrechtsreform (als
Ausfluss der Föderalismusreform) und
ihre besondere Bedeutung für die Rent-
ner und Pensionäre. Ralf Knospe, Ge-
schäftsführer der GdP-Service GmbH,
wies auf die vielen guten Angebote der

Kooperationspartner hin: vom Einbau
von Solaranlagen über günstige Apo-
thekeneinkäufe (im Seniorenbereich
besonders wichtig) bis hin zum „Häusle“-
Angebot. Wolfgang Schmidt von PSW-
Reisen bedauerte, dass zu wenige Kol-
legen die Vergünstigungen seines Reise-
büros in Anspruch nehmen würden und
Manfred Eichert von der PVAG/Signal-
Versicherung wies auf die finanziellen
Probleme bei einer Unterbringung in
einem Betreuungs- oder gar Pflegeheim
hin. In diesem Zusammenhang stellte
der Landesseniorenvorsitzende H. Wer-
ner Fischer auch das neue Projekt „Ser-
vice Wohnen/Betreutes Wohnen“ vor,
das den Aufbau eines Netzwerkes in
Baden-Württemberg vorsieht und in-
formierte zudem umfangreich über das
bundesweite „AktivProgramm für Senio-
ren (APS)“ der GdP und seine Weiter-
entwicklung auf den Internetseiten der
GdP. Der stellvertretende Landesvor-
sitzende Lothar Adolf berichtete schließ-
lich über die aktuelle Tagespolitik der
GdP im Lande. Alle Seminarteilnehmer
vertraten die Auffassung, dass diese Info-
Veranstaltung unbedingt fortgeführt
werden sollte. So wäre es auch denkbar,
dass zukünftig dezentral in den Regie-
rungsbezirken eintägige Info-Veran-
staltungen stattfinden könnten. Ein be-
sonderer Dank ging am Ende an den Bei-
sitzer im LSV, Erwin Müller aus Frei-
burg, der das Seminar (wie die ebenfalls
erfolgreichen Seminare „Vorbereitung
auf den Ruhestand“) bestens organisiert
hatte. H. W. Fischer

Erneutes Seminar für Senioren-
vertreter in den Kreisgruppen
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in Festverträge zu übernehmen, wenn ja:
wie – wenn nein: warum?

Welche nachhaltigen Verbesserun-
gen für Verwaltungsbeamte/-innen

in der Polizei sehen sie nach der Wahl vor?

Wird es mit ihnen einen weiteren
Stellenabbau im Vollzugsbereich

der Polizei des Landes geben?

Werden sie den bisherigen Stellen-
abbau rückgängig machen?

Die Polizistinnen und Polizisten des
Landes müssen zukünftig bis zum

62. Lebensalter arbeiten. Dies ist der
völlig falsche Weg. Werden sie diesen
Schritt

generell rückgängig machen?
zumindest für die Beamtinnen und Be-

amte im Wechselschichtdienst rückgän-
gig machen?

Seit 17 Jahren werden den Polizistin-
nen und Polizisten des Landes die

positiven Auswirkungen der europäischen
Arbeitsschutz- und Arbeitszeitrichtlinien
vorenthalten. Welche Maßnahmen geden-
ken sie nach den Landtagswahlen in die
Wege leiten, damit diesen Schutzvorschrif-
ten entsprochen werden kann.

Wie wollen sie nach den Landtags-
wahlen das enorme Problem hinsicht-

lich des Altersaufbaus bei der Kriminalpo-
lizei des Landes in den Griff bekommen?

Welche Ein-
schränkungen

planen sie in Punkto
Beihilfe/Heilfürge-
sorge?

Sind sie bereit,
die Entschei-

dungen der Verwal-
tungsstrukturreform,
bezogen auf die Poli-
zei, rückgängig zu
machen?

Denken sie über
Organisations-

änderung (PD-Zu-
sammenlegungen
etc.) nach und wollen
sie diese umsetzen?

Die Erschwer-
niszulagenver-

ordnung des Landes
Baden-Württemberg
liegt hinsichtlich der
Zulagen weiter hinter
der Bundesregelung
zurück! Sind sie be-
reit, dies in der kom-
menden Legislatur-
periode zu ändern?

Wir werden als GdP die Antworten
nicht kommentieren, sondern so weiter-
geben, wie sie bei uns eingehen. Wir ha-
ben uns lediglich erlaubt, die Parteien
darauf hinzuweisen, dass kurze, knappe
und klare Antworten sinnvoll wären,
denn nur so ist eine ungekürzte Veröf-
fentlichung möglich.

RSeid

GdP verschickte Wahlprüfsteine
an die Parteien

LANDESJOURNAL Baden-Württemberg

LANDTAGSWAHL

Die nächsten Landtagswahlen stehen
unmittelbar vor der Tür. Die politischen
Parteien bemühen sich um die Stimmen
der Wahlberechtigten.

Jeder von uns hat seine eigenen Maß-
stäbe, die für seine Stimmabgabe aus-
schlaggebend sind. Für die Kolleginnen
und Kollegen, denen bei ihrer Entschei-
dung die Einstellungen der Parteien zur
Polizei und deren dringendsten Proble-
men wichtig ist, wollen wir eine kleine
Hilfestellung anbieten.

Die Gewerkschaft
der Polizei (GdP)
hat nachfolgende
Wahlprüfsteine an
die Parteien im ba-
den-württembergi-
schen Landtag ge-
sandt. Wir wollen den
Parteien somit die
Möglichkeit bieten,
auf unsere Fragen
und die wichtigsten
Probleme der Polizei
einzugehen. Es ist be-
absichtigt, die Ant-
worten der Parteien
in den nächsten zwei
Ausgaben der Deut-
schen Polizei zu ver-
öffentlichen.

Das haben wir die
Parteien gefragt:

Welche Verbes-
serungen haben

sie sich für die Tarif-
beschäftigten der Po-
lizei gedacht?

Werden sie die
Idee einer „Po-

lizeizulage“ für Tarif-
beschäftigte in der Polizei des Landes
umsetzen?

Werden sie einem Stellenabbau im
Nichtvollzugsbereich der Polizei ei-

ne endgültige Absage erteilen?

Sind sie bereit, langjährige Beschäf-
tigte der Polizei mit Zeitverträgen
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zwischen Be- und Überlastung längst
überschritten. Der Krankenstand steigt in
nie gekannte Höhen und der Teufelskreis
des ‚Weniger Personal bedeutet höhere
Einsatzbelastung, die immer mehr Poli-
zisten krank macht, die wiederum dann im
Dienst fehlen‘, ist fest geschlossen.“

Ein adäquates Arbeits- und Gesund-
heitsmanagement, so Witthaut weiter, das
sowohl die „klassische“ betriebliche Ge-
sundheitsförderung, als auch die Regelun-
gen des Arbeitsschutzes beinhalte, in ei-
nem Allround-Konzept zusammenführe,
würde zumindest die fatale Wirkung des
massiven Personalabbaus auf den Ge-
sundheitszustand der Beamtinnen und
Beamten spürbar lindern und sei daher
unverzichtbar.

Delegation aus Baden-
Württemberg hat mitgestaltet

LANDESJOURNALBaden-Württemberg

24. GdP-BUNDESKONGRESS

GdP: Versammlungsgesetz vereinheit-
lichen:

Gegen ein föderales Regelungsdurch-
einander beim Versammlungsrecht spra-
chen sich auch Delegierten des 24. Or-
dentlichen Bundeskongresses der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP) in Berlin aus
und appellierten an die Gesetzgeber, das
Versammlungsgesetz wieder zu verein-
heitlichen.

Vor allem bei den in den letzten Jahren
zunehmenden länderübergreifenden Ein-
sätzen zum Schutz von genehmigten links-
oder rechtsextremistischen Demonstra-
tionen, Kundgebungen und Aufzügen
würden die Einsatzkräfte nicht nur durch
variierende Polizeigesetze, sondern auch
durch ein zunehmend uneinheitliches
Versammlungsrecht zusätzlich belastet.

Bernhard Witthaut: „Im Zuge der Fö-
deralismusreform ging die Gesetzge-
bungskompetenz für das Versammlungs-
recht vom Bund auf die Länder über. Das
Versammlungsgesetz des Bundes gilt nur
solange in einem Bundesland weiter, bis
das jeweilige Bundesland von seiner eige-
nen Kompetenz Gebrauch macht. Bayern
ist diesen Schritt bereits gegangen. Die
GdP befürchtet, dass sich bald, wie schon
bei den Polizeigesetzen passiert, ein bun-
desweiter Paragraphen-Wirrwarr ergeben
wird, den die Einsatzkräfte vor Ort kaum
noch überblicken werden können und sie
in der Lagebewältigung unnötig behin-
dert.“

PoW steht für „Polizist ohne Wochen-
ende“!

Tausende von Stellen wurden in den
letzten zehn Jahren im Polizeivollzugs-

Fortsetzung auf Seite 6

Arbeits- und Gesundheitsmanagement
in der Polizei vehement gefordert:

Ein auf die Polizei und ihre spezifischen
Arbeitsbedingungen abgestimmtes Ar-
beits- und Gesundheitsmanagement for-
derten die 254 Delegierten des 24. Ordent-
lichen Bundeskongresses der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP) in Berlin. Den
besonderen Belastungen und Beanspru-
chungen von Polizeibeamtinnen und Po-
lizeibeamten könne nur mit einem stim-
migen Konzept Rechnung getragen wer-
den.

Bernhard Witthaut, GdP-Bundesvor-
sitzender: „In der gesamten Polizei, vor al-
lem jedoch bei den geschlossenen Einhei-
ten der Bereitschaftspolizei, ist die Grenze

Die Delegierten und Teilnehmer aus Baden-Württemberg. Foto: TM (GdP)

Drei Tage lang haben die 254 Delegierten des 24. GdP-Bundeskongres-
ses im Dezember 2010 einen neuen Geschäftsführenden Bundesvorstand
gewählt, zahlreiche Anträge beraten, sie als Beschlüsse verabschiedet
oder abgelehnt. Die 23 Teilnehmer aus Baden-Würtemberg haben die Zu-
kunft der GdP mitgestaltet. Der Bundeskongress legt u. a. die gewerk-
schaftspolitische Richtung für die nächsten vier Jahre fest. Grußworte an
die Gewerkschafter sprachen Bundespräsident Christian Wulff, Bundesin-
nenminister Dr. Thomas de Maizière, Berlins Innensenator Dr. Ehrhart Kör-
ting, der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel und der DGB-Vorsitzende Micha-
el Sommer.
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dienst ersatzlos gestrichen. Seit 2005 hat
sich allein die Zahl der Großeinsätze im
Bundesgebiet fast verdoppelt: 160 waren
es im Jahr 2009! Hinzu kommen die regio-
nalen Einsätze, die von den Polizeien der
Länder ohne Unterstützung durch Einhei-
ten aus dem Nachbarland oder dem Bund
gemeistert werden.

Abnehmende Personalstärke und stei-
gende Einsatzzahlen haben gemeinsam ei-
nen Teufelskreis in Gang gesetzt: Weniger
Personal bedeutet größere Einsatzbelas-
tung, die immer mehr Kolleginnen und
Kolleginnen krank macht – und die fehlen

dann im Dienst, wodurch sich die Perso-
nalsituation weiter verschärft.

Über 17 Prozent der Polizeibeschäftig-
ten eines Bundeslandes waren innerhalb
eines Jahres länger als sechs Wochen un-
unterbrochen oder wiederholt arbeitsun-
fähig. Ein anderes Bundesland registriert
bei Polizei und Feuerwehr krankheitsbe-
dingte Ausfälle zwischen zehn und 15 Pro-
zent. In einem weiteren Bundesland stieg
der Krankenstand seit 2006 um 25 Pro-
zent. Dort fehlten im vergangenen Jahr
rund 1000 der insgesamt 6000 Polizeikräf-
te ständig.

Einen eindrucksvollen Beleg über Zu-
sammenhänge von Organisation, Gesund-

heit und Einsatz liefert eine Studie in der
Bundespolizei: Sie hat massive, quantitati-
ve Arbeitsbelastungen festgestellt. Diese
wirken sich negativ auf das psychische
Wohlbefinden der betroffenen Kollegin-
nen und Kollegen aus und führen in der
Folge zu einer deutlich höheren Burnout-
Quote. Innerhalb eines Jahres erhöhte
sich die Zahl der ausgebrannten Kollegin-
nen und Kollegen von 15 auf über 25 Pro-
zent in 2008.

Deswegen fordern wir:
Gesundheitsförderung im Dienst aus-

bauen!
TM
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Mit ihrem Bildungsangebot schult die
Gewerkschaft der Polizei seit Jahren an
der Akademie der Polizei Baden-Würt-
temberg, Außenstelle Wertheim, u. a.
auch neu gewählte Personalräte, die in ih-
ren Gremien im Vorstand tätig sind.

Der Personalrat bildet aus seiner Mitte
heraus den Vorstand. Dies ist bei Perso-
nalräten mit bis zu zehn Mitgliedern eine
Person und ab elf Mitgliedern sind es drei
Personen. Es sei denn, dass im Personal-
rat die verschiedenen Gruppen vertreten
sind (Arbeiternehmer, Beamte), dann ist
für jede Gruppe ein Mitglied in den Vor-
stand zu wählen.

Vorsitzende oder Vorsitzender eines
Personalrates zu sein, ist nicht nur ein Be-
weis der Achtung der Kolleginnen und
Kollegen, sondern auch ein belastendes
Amt. Es besteht ein großes Bedürfnis in
der Praxis, Hilfestellungen zu den spe-
ziellen Problemen der Vorstände zu er-
halten. Neben den Auseinandersetzun-
gen mit der Dienststelle, dem Beachten
der vom Personalvertretungsrecht aufer-
legten Formalitäten steht die Aufgabe
des Führens des Personalratsgremiums.

Einerseits ging es bei der GdP-Schu-
lung um die formale Seite: Welche Auf-
gaben hat der Vorstand, wie fasst das
Gremium einen wirksamen Beschluss,
was gehört in das Protokoll und vieles
mehr. Auf der anderen Seite um die spe-
ziellen Probleme als Manager des Perso-
nalrats: Wie werden interne Konflikte

bewältigt? Wie kann ich die anderen Per-
sonalräte von meiner Meinung überzeu-
gen? Wie führe ich Verhandlungen opti-
mal? Und nicht zuletzt, wie gehe ich per-
sönlich mit den Belastungen um, ohne in
kurzer Zeit „ausgebrannt“ zu sein?

Nach der Begrüßung durch den stell-
vertretenden Leiter der Akademie der
Polizei Baden-Württemberg, Außenstel-
le Wertheim, Polizeioberrat Markus
Horn, ging es los.

Der GdP-Ehrenvorsitzende und Poli-
zeioberrat a. D. Josef Schneider vermit-
telte bei der Schulung u. a. die Änderun-
gen im Personalvertretungsrecht durch
die Dienstrechtsreform (DRR). Auch der
Datenschutz im Personalratsbüro war ein

wichtiger Baustein im Schulungspro-
gramm. Josef Schneider, der in seiner ak-
tiven Zeit jahrzehntelang Personalrat und
auch Vorsitzender des Hauptpersonalra-
tes der Polizei beim Innenministerium
Baden-Württemberg war, konnte aus sei-
nem reichhaltigen Repertoire schöpfen.

Es gibt zwar keine Hierarchie im Per-
sonalrat, erklärt er, aber nur der Vor-
stand vertritt den Personalrat nach au-
ßen. Alle Entscheidungen des Personal-
rats teilt allein er der Dienststelle mit.
Nur der Vorstandsvorsitzende hat Erklä-
rungen oder Entscheidungen der Dienst-
stelle entgegenzunehmen und Dienstver-
einbarungen zu unterzeichnen. Er allein
vertritt den Personalrat in Beschlussver-

Personalräteschulung für
Vorstandsmitglieder

GdP-SEMINARE

Die Teilnehmer der Personalräteschulung für Vorstände. Foto: TM (GdP)
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fahren vor Gericht. Gegebenenfalls wird
er im Verhinderungsfall durch seine
Stellvertreter vertreten.

Der Vorstand im Personalrat führt die
laufenden Geschäfte, das bedeutet, dass
er im Wesentlichen die Personalratssit-
zungen vorzubereiten und durchzufüh-
ren hat. Er hat die erforderlichen Unter-
lagen zusammenzustellen, die notwendi-
gen Informationen einzuholen, um eine
ordnungsgemäße Beschlussfassung im
Personalrat zu ermöglichen, erklärte Jo-
sef Schneider den Teilnehmern.

Um den Schulungsteilnehmern die ak-
tuelle gewerkschaftspolitische Position
der GdP darzulegen kam extra der GdP-
Landesvorsitzende Rüdiger Seidenspin-
ner nach Wertheim.

Somit war die
Schulung für Vor-
standsmitglieder
von Personalräten
eine runde Sache
und die Kollegin-
nen und Kollegen
der Akademie der
Polizei Baden-
Württemberg, Au-
ßenstelle Wert-
heim, haben es er-
neut möglich ge-
macht, dass sich al-
le sehr wohlgefühlt
haben.

TM

LANDESJOURNALBaden-Württemberg

GdP-SEMINARE

Schulungsreferent Josef Schneider Foto: TM (GdP)

Jahreshaupt-
versammlungen
Kreisgruppe Bereitschaftspolizei

Bruchsal
Jahres- und Mitgliederversammlung,

am Donnerstag, den 10. Februar 2011, um
16.30 Uhr, im Kantinenraum 2 und 3, bei
der Bereitschaftspolizeidirektion Bruchsal.

Kreisgruppe Böblingen
Jahreshauptversammlung der GdP-

Kreisgruppe Böblingen PD, am Donners-
tag dem 20. Januar 2011, im Lehrsaal der
Polizeidirektion. Beginn: 17.00 Uhr. Bei
der JHV wird auch der Kreisvorstand neu
gewählt. Landesvorsitzender Rüdiger
Seidenspinner wird über die aktuelle Ge-
werkschaftspolitik im Land berichten.
Die Landtagsabgeordneten und Kandi-
daten für die Landtagswahl wurden eben-
falls eingeladen.

Für das leibliche Wohl ist gesorgt. Auf
Euren zahlreichen Besuch freuen wir uns.

Wolfgang Kircher, KG-Vorsitzender

Kreisgruppe Freiburg –LPD–
Die Kreisgruppe Freiburg – Landespoli-

zeidirektion – lädt herzlich zu ihrer Jahres-
hauptversammlung am 24. Januar 2011,
17.00 Uhr, in den Alemannensaal des
Dienstgebäudes der Landespolizeidirektion
Freiburg, Bissierstraße 1, 79114 Freiburg
i.Br. ein. Auf der Tagesordnung steht u. a.
die Neuwahl des Kreisgruppenvorstandes.
Außerdem hat der Landesvorsitzende Rü-
diger Seidenspinner sein Kommen zuge-
sagt. Harald Baldinger, KG-Vorsitzender

Beitrags-
bescheinigungen

Beitragsbescheinigungen über geleis-
tete Mitgliedsbeiträge im Jahr 2010 bitte
direkt bei der zuständigen GdP-Kreis-
gruppe anfordern!

A. B.

TERMINE

Die GdP
gratuliert herzlich

ZUR BEFÖRDERUNG
ZUM/ZUR:

Polizeihauptmeister mit Zulage
Ortenaukreis: Joachim Maetz

Polizeihauptmeister
Bodenseekreis: Rudolf Stoll

Polizeiobermeisterin:
Rastatt/Baden-Baden: Cindy Zielke

Es traten in den Ruhestand:
Ortenaukreis: Gerhard Geiger
Stuttgart RP: Helmut Mengs

(zusammengestellt v. A. Burckhardt)

Neujahrsempfang
Am Donnerstag, 27. 1. 2011, veranstal-

tet die Gewerkschaft der Polizei, ab 17.00
Uhr, in der Gemeindehalle in 71735
Eberdingen, Hirschstraße 13, ihren tradi-
tionellen Empfang. Die GdP wird zahl-
reiche Gäste begrüßen können. Der ba-
den-württembergische Innenminister
Heribert Rech hat seine Teilnahme be-
reits zugesagt. Bitte den Termin schon
mal vormerken.

Red.

PERSONALMITTEILUNGEN

Senioren-
Stammtisch

Kreisgruppe Heilbronn

Die Stammtischtermine für die GdP-
Senioren der KG Heilbronn wurden für
das Jahr 2011 wie folgt festgelegt:

Montag, den 17. Januar
Montag, den 14. März
Montag, den 16. Mai
Montag, den 18. Juli
Montag, den 19. September
Montag, den 14. November

Veranstaltungsort ist vorerst weiterhin
die Kantine Polizeidirektion/Finanzamt
Heilbronn. Sollten sich Änderungen im
Veranstaltungsplan ergeben, werden die-
se rechtzeitig mitgeteilt.

EW
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